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A. Einleitung 

Der europäische Einigungsprozeß, soweit er sich im Rahmen der Europäischen 
Gemeinschaften vollzieht, ist seit einiger Zeit wieder in den Blickpunkt des 
öffentlichen Interesses gerückt. 

Ursache dafür ist nicht zuletzt das durch die Einheitliche Europäische Akte 
vom 7. und 28.2.1986 1 vorgegebene Ziel, bis zum Ende des Jahres 1992 den 
gemeinsamen Binnenmarkt zu verwirklichen, durch den eine weitgehende Libera-
lisierung des Waren-, Dienstleistungs- und Kapitalverkehrs zwischen den Mit-
gliedstaaten herbeigeführt werden soll. Dabei wird jedoch, gerade auch im Hin-
blick auf Maßnahmen der EG zur Verwirklichung dieses Binnenmarktes, in 
verstärktem Maße eine Diskussion um die Reichweite der Kompetenzen der 
Gemeinschaft geführt. 

Anlaß zu dieser Diskussion waren beispielsweise die ,,Aktion der EG-Kommis-
sion zur Liberalisierung des öffentlichen Dienstes" 2 oder der" Vorschlag für eine 
Richtlinie des Rates der Europäischen Gemeinschaften zur Koordinierung be-
stimmter Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Aus-
übung der Rundfunktätigkeit" 3 • 

Auch der Rechtsausschuß des Bundesrates hat sich mit der Frage der Zuständig-
keit der EG beschäftigt, indem er für den Untersuchungszeitraum zwischen 1976 
und 1987 beabsichtigte und verabschiedete Rechtsakte der Gemeinschaft darauf-
hin prüfte, ob sie sich in den Kompetenzgrenzen der EG hielten4• Dabei wurde 
in etwa 70 Fällen die Kompetenz der EG verneint oder zumindest in Zweifel 
gezogen 5. 

Die Frage, wie die Kompetenzen der EG gegenüber denen der Mitgliedstaaten 
abgegrenzt werden können, gewinnt mit zunehmender Entwicklung des europäi-
schen Integrationsprozesses immer größere Bedeutung. Wenn nun im folgenden, 
ausgehend vom sog. "Prinzip der begrenzten Ermächtigung", vor allem dieser 

1 In Kraft seit 1. 7.1987 (ABI. 1987 Nr. L 169/29; BGBL 1986 Teil 11, S. 1102). 
2 ABI. 1988 Nr. C 72/2. 
3 ABI. 1988 Nr. C 110/3. S. auch die endgültige Fassung als "Richtlinie des Rates 

vom 3.10.1989 zur Koordinierung bestimmter Rechts- und Verwaltungsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über die Ausübung der Fernsehtätigkeit" ABI. 1989 Nr. L 298/23. 

4 S. dazu die Übersicht über die ,,EG-Rechtsprüfung" des Rechtsausschusses des 
Bundesrates. Stand 31.3.1987. 

5 Betroffen waren dabei u.a. folgende Bereiche: Art. 100, 235 EWGV; Strafrecht; 
Regelung innerstaatlicher Verwaltungsverfahren und -organisation; Außenbeziehungen; 
Steuerrecht; Finanzhoheit der Mitgliedstaaten. 
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Frage näher nachgegangen wird, soll damit nicht etwa ein Beitrag zur Erörterung 
der Wünschbarkeit eines derartigen Integrationsprozesses geleistet werden. 

Diese Auseinandersetzung hat weitgehend auf politischer Ebene zu erfolgen 
(wobei allerdings Einigkeit darüber bestehen sollte, daß eine Trennung politischer 
und rechtlicher Erwägungen nicht immer einfach ist. Diese Schwierigkeit befreit 
aber nicht von der Verpflichtung, den Versuch einer Trennung zu unternehmen). 

Ziel ist somit also allein die rechtliche Darstellung und Beurteilung der gegen-
wärtigen Kompetenzsituation im Bereich der Gemeinschaft. Je stärker diese 
Gemeinschaft ein eigenes Verfassungssystem entwickelt, desto mehr stellt sich 
im Rahmen der verfassungspolitischen Legitimation ihrer Hoheitsgewalt neben 
der Frage der Gewährung eines ausreichenden Grundrechtsstandards - diese 
scheint 6, zumindest vorübergehend, beantwortet zu sein - das Problem von 
Voraussetzungen und Grenzen der Gemeinschaftsgewalt7• 

Einhaltung und Beachtung von Zuständigkeitsbereichen, auch in Abgrenzung 
verschiedener Hoheitsträger, stellt immer auch ein rechtsstaatliches Postulat dar. 

Ausdruck dieses Aspektes ist beispielsweise die im Rahmen von Art. 173 
EWGV (Art. 33 EGKSV, Art. 146 EAGV) vorgesehene Möglichkeit, vor dem 
EuGH auch die Unzuständigkeit von Gemeinschaftsorganen klageweise geltend 
zu machen. 

Dieser rechtsstaatliche Gesichtspunkt ist besonders hervorzuheben, versteht 
sich doch gerade die Europäische Gemeinschaft immer auch als "Rechtsgemein-
schaft"8. Mit dieser Bezeichnung ist, in der Tradition des europäischen Verfas-
sungsrechts, eine Verpflichtung verbunden, deren Beachtung es anzumahnen gilt. 

In den letzten Jahren beschäftigten sich verschiedene Arbeiten mit dem Kom-
plex der EG-Kompetenzen. Erwähnt seien nur die Beiträge von Böhm 9 zu Fragen 
der Kompetenzauslegung des Gemeinschaftsrechts, sowie Dorn 10, der sich als 
vorerst letzter einer langen Reihe von Autoren mit der Problematik des Anwen-
dungsbereiches des Art. 235 EWGV beschäftigt hat. Durch die folgenden Überle-
gungen soll der Versuch unternommen werden, ausgehend vom Grundprinzip 
der Kompetenzzuteilung an die Gemeinschaft, dem ,,Prinzip der begrenzten Er-
mächtigung" 11, die notwendige Kompetenzdiskussion weiterzuführen. Dabei soll, 

6 Nach der "Solange II"-Entscheidung in BVerfGE 73, 339; skeptischer im Hinblick 
auf das Gesamtverhältnis von Gemeinschaftsrecht und Grundgesetz Herdegen, EuGRZ 
1989,309, ebenso Scholz, NJW 1990,941/944. 

7 Schwarze, EuGRZ 1986,293. 
8 S. dazu u.a. Grabitz, NJW 1989, 1778, wonach etwa Art. 164 EWGV mit dem 

Begriff ,,Recht" den Schlüsselbegriff, materiell und formell, für die Konzeption der EG 
als einer Rechtsgemeinschaft enthält. 

9 Böhm, Kompetenzauslegung und Kompetenzlücken im Gemeinschaftsrecht, Frank-
furt/M., 1985. 

10 Dorn, Art. 235 EWGV-Prinzipien der Auslegung, Kehl, 1986. 
11 Dieses Grundprinzip ist "der unerläßliche Ausgangspunkt jeder Untersuchung über 

die Gemeinschaftsbefugnisse", so Tizzano, in: Dreißig Jahre Gemeinschaftsrecht, S. 47. 
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aufbauend auf frühere Erkenntnisse, im Lichte neuer Entwicklungen des Gemein-
schaftsrechts, etwa im Zusammenhang mit der Änderung der EG-Verträge durch 
die Einheitliche Europäische Akte, vor allem der Frage nachgegangen werden, 
ob das "Prinzip der begrenzten Ermächtigung" ein hinreichendes Kriterium der 
Abgrenzung des Hoheitsbereiches der Gemeinschaft von dem der Mitgliedstaaten 
darstellt, oder ob es darüber hinaus weiterer Kriterien bedarf, um diese wichtige 
Aufgabe erfüllen zu können. 
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